
von Klaus H. Schreiner

Eindeutig und unaufgefordert
kommt auch aus den Ländern
Asiens eine Verurteilung der

Anschläge auf New York und Wa-
shington vom 11. September 2001. Is-
lamische Rechtsgelehrte und Theo-
logen argumentieren differenziert
und überzeugend, dass Gewalt, die
das Leben von unbeteiligten und
wehrlosen Menschen zerstört, vom
Koran nicht gedeckt und eine Beru-
fung auf ihn unzulässig sei.1 „Dschi-
had“, der „Kampf für die Sache Got-
tes“, kann militärischer Kampf im
Sinne von Selbstverteidigung sein
„kleiner Dschihad“); vor allem ist er
aber spirituelles Bemühen, ein Leben
nach Gottes Willen und in Überein-
stimmung mit dem Koran zu führen.2

So eindeutig und aufrichtig die Ab-
lehnung der Attentate in den Ländern
Asiens war, so misstrauisch und vor-
sichtig war die Reaktion vieler Musli-
me auf die amerikanische Bombar-
dierung Afghanistans. Die große Zahl
ziviler Opfer, der so genannte Kollate-
ralschaden, in diesem einseitigen
„Krieg“ widerspricht der islamischen
Ethik. Nur der überraschend schnelle
Zusammenbruch des Taliban-Re-
gimes bewahrte die Vereinigten Staa-
ten vor größeren Rechtfertigungs-
nöten gegenüber  ihren muslimischen

Verbündeten. Dies gilt nach wie vor,
auch wenn viele Muslime, Privatper-
sonen ebenso wie Politiker, Erleichte-
rung über das Ende der Taliban-Herr-
schaft empfinden.

Die vorsichtigen Reaktionen und
die Vermeidung eines bedingungs-
losen Schulterschlusses nehmen
Rücksicht auf die spezifischen innen-
und religionspolitischen Gegebenhei-
ten dieser Länder. Der Hindukusch,
genauer: das Tal des Indus, gilt als die
Grenze, die den Islam im arabisch-
mittelöstlichen Raum von seinen Aus-
prägungen in Asien trennt. Gleichzei-
tig ist das Indus-Tal ein Schmelztiegel
unterschiedlicher kultureller und reli-
giöser Traditionen, die den Islam in
Pakistan kennzeichnen.Es ist das Land
mit der zweitgrößten muslimischen
Bevölkerung der Erde (ca. 112 Millio-
nen Menschen, 97% Bevölkerungs-
anteil). In Bangladesch beträgt der An-
teil der Muslime an der Gesamtbevöl-
kerung ca. 87%, in Indonesien sind es
80 bis 85%, in Indien 12%.3

Zusammen werden diese vier Län-
der von mehr Muslimen bewohnt als
die Region zwischen Marokko und
Iran.Allein in China umfasst die mus-
limische Minderheit ca. 20 Millionen
– mehr als in Saudi-Arabien oder Ma-
rokko. Dennoch wird die westliche
Perzeption des Islam fast ausschließ-
lich von den Bildern und (Vor-)Urtei-
len über islamische Lebensweise und
Theologie im Nahen und Mittleren
Osten geprägt. Dieses Bild ist unvoll-
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ständig und wirkt verzerrend, denn
gerade die beiden Länder mit der
größten islamischen Bevölkerung –
Indonesien und Pakistan – weisen ein
weites Spektrum islamischer Exis-
tenzformen auf,das vom engstirnigen
Fanatismus über eine weltoffene Or-
thodoxie bis hin zu einem schwärme-
rischen und mystischen Gottes-
suchertum reicht.

Anpassungsfähigkeit des Islam

In allen muslimischen Gemein-
schaften Asiens nimmt der „Volks-
islam“ einen festen Platz ein; er hat
viele Elemente der vorislamischen
Kultur und Religion seiner jeweiligen
Gastregion in sich aufgenommen. In
Pakistan ging dieser Anpassungspro-
zess so weit, dass das für den Hinduis-
mus typische Kastensystem Eingang
in den – dem Anspruch nach – egalitä-
ren Islam gefunden hat. Der Kult um
islamische Heilige (pir) und die regel-
mäßige Pilgerfahrt zu ihren Grabstät-
ten prägen den religiösen Alltag der
breiten Bevölkerung Pakistans. Theo-
logisch befindet sich der Islam in Pa-
kistan in einer Spannung zwischen
einer Selbstidentifizierung als Teil der
arabisch-nahöstlichen „umma“ und
dem Streben nach einer spezifisch pa-
kistanisch-islamischen Identität. Die
Spaltung zwischen der sunnitischen
Mehrheit (ca. 80%) und der bedeu-
tenden schiitischen Minderheit (ca.
20%) trägt zusätzlich zur Heterogeni-
tät des Islam in Pakistan bei.

Die Minangkabau in Westsuma-
tra/Indonesien bieten ein weiteres
Beispiel für die Anpassungsfähigkeit
des Islam. Sie gehören zu den am frü-

hesten islamisierten Ethnien des Ar-
chipels und praktizieren trotz einer
theologischen Beeinflussung durch
die Salafiya-Bewegung das mutter-
rechtlich orientierte Erbrecht und be-
folgen eine an der weiblichen Erbfolge
orientierte Heiratsordnung. In Java
verehren Muslime die neun „wali“ –
Lehrer,die den Islam in Java verbreite-
ten – mit einer mystischen Frömmig-
keit, die der Verehrung für die „pir“
ähnlich ist. Zwar sind Indonesiens
Muslime fast ausschließlich Sunniten,
der Islam zerfällt aber in die großen
Strömungen des Modernismus nah-
östlicher Prägung und des Traditiona-
lismus mit starken Anklängen an vor-
islamische Kultur und Religion. Da-
rüber hinaus gelten nur etwa 20 bis 30
Prozent der als Muslime registrierten
Indonesier als praktizierende Gläubi-
ge, die die fünf koranischen Pflichten
erfüllen. Der große – insbesondere in
Java beheimatete – Rest der Muslime
hängt der synkretistischen Abangan-
Variante an.

Der religiöse Synkretismus hat das
politische Gefüge der Länder Asiens
nachhaltig beeinflusst. In Pakistan
müssen alle Regierungen Rücksicht
auf die breite Strömung des Volks-
islam nehmen. Der islamistische Prä-
sident Zia ul-Haq musste seinerzeit
durch populäre Gesten immer wieder
versuchen, die Sympathie der im
Volksislam verwurzelten Bevölkerung
zu gewinnen, obwohl seine Religions-
politik auf die Errichtung eines Islam-
staats ausgerichtet war. Dabei kam
und kommt es immer wieder zu einer
politischen Instrumentalisierung po-
litischer Symbole. Der ehemalige in-
donesische Präsident Suharto fand
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einen seiner stärksten Gegner in dem
Führer der traditionalistischen Mas-
senorganisation „Nahdlatul Ulama“,
Abdurrahman Wahid. Die größte isla-
mische Organisation der Welt vertritt
einen toleranten und frommen, in
den Traditionen Javas verwurzelten
Islam, der sich gegen die säkularisti-
sche Militärdiktatur zur Wehr setzte.
Dem gegenüber stellen die in politi-
schen Parteien organisierten Islamis-
ten in beiden Länder eine Minderheit
dar. Im Parlament in Islamabad ver-
fügen sie gegenwärtig über weniger als
5% der Sitze, in der indonesischen
Volksvertretung – seit den Wahlen
1999 durch drei Parteien vertreten –
über weniger als 20%.4

Während das Ziel eines islamischen
Staates in Indonesien immer noch in
weiter Ferne liegt, ergibt sich in Pakis-
tan auf Grund der Entstehungs-
geschichte eine andere Situation. In
der Gründungsphase des Landes ging
es um die Frage,ob die beiden im Wes-
ten und Osten abgetrennten Teile der
britischen Kolonie ein Staat für (indi-
sche) Muslime würden oder ein Staat
des Islam. Für die erste Option setzte
sich der Staatsgründer Ali Jinnah ein,
der Pakistan zu einem modernen Na-
tionalstaat für muslimische Bürger
machen wollte. Nach seinem Tod
drängten jedoch die islamistischen
„ulama“ in der verfassungspolitischen
Debatte immer stärker auf die Errich-
tung eines Islamstaats.

Nachdem Pakistan 1956 formell
zur Islamischen Republik erklärt wor-
den war, wurde der Durchbruch zu
einer Islamisierung 1973 unter dem
säkularen Ministerpräsident Zulfikar
Ali Bhutto erzielt. In der nationalen

Identitätskrise nach der Sezession
Ostpakistans/Bangladeschs wurde
eine Verfassung verabschiedet,die den
Islam zur Staatsreligion erklärte.
Diese Entwicklung vollendete Gene-
ral ul-Haq, indem er 1985 die Scharia
zur Grundlage von Gesetzgebung und
Rechtsprechung erklären und Scha-
ria-Gerichte errichten ließ. Die ver-
bindliche Umformulierung von
Rechtsnormen und ihrer Anwendung
gemäß der Scharia wurde dann ver-
stärkt seit 1998 unter Premierminister
Nawaz Sharif umgesetzt.

Während sich Teile des Militärs in
Pakistan als Sachwalter des Islam ver-
stehen, präsentiert sich die Armee in
Indonesien als Garant religiöser Neu-
tralität. Seit der Unabhängigkeit des
Landes ist die Armee in einer ideo-
logischen Mischung aus Nationalis-
mus und Antiislamismus allen Bestre-
bungen einer Islamisierung des Staa-
tes unerbittlich und mit militärischen
Mitteln entgegengetreten. Diese ein-
deutige Ablehnung des Islamismus in
Offizierskreisen hat sich jedoch seit
den letzten Jahren des Suharto-Re-
gimes verändert. Insbesondere Hee-
resoffiziere unterstützen nun militan-
te islamistische Gruppen, um sie für
machtpolitische Ziele zu instrumen-
talisieren.

Islam und Politik

So unterschiedlich die religiöse
und politische Ausgangssituation

in Pakistan und Indonesien ist, so ver-
gleichbar ist die Lage der Regierungen
beider Länder nach den Attentaten
vom 11. September 2001 und der da-
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raus folgenden Veränderung der geo-
strategischen Konstellation. Pervez
Musharraf und Megawati Sukarnopu-
tri müssen zwischen der innenpoliti-
schen Skylla einer islamistischen Op-
position, die ihre Legitimität in Frage
stellt, und der außenpolitischen Cha-
rybdis einer internationalen antiter-
roristischen Solidarität mit den daran
geknüpften finanziellen Gegenleis-
tungen navigieren.Beide Länder gera-
ten dadurch in eine Zerreißprobe, die
ihre Stabilität schon mittelfristig ge-
fährden könnte.

Indonesien

Die amerikanische Asien-Politik –
auf eine Eindämmung des chinesi-
schen Einflusses in Asien bedacht –
hatte Indonesien, dem größten Land
Südostasiens, bereits vor den Attenta-
ten eine strategische Schlüsselrolle zu-
gewiesen. Megawati war die erste Füh-
rerin eines muslimischen Staates, die
nach den Attentaten mit dem ame-
rikanischen Präsidenten zusammen-
traf und ihre Unterstützung im
„Kampf gegen den Terrorismus“ zusi-
chern konnte. Innenpolitisch geriet sie
mit dieser Zusage unter starken Recht-
fertigungsdruck.So wollte ihr Stellver-
treter Hamzah Haz, Vorsitzender der
islamischen Vereinigten Entwick-
lungspartei (PPP), in den Attentaten
auch einen Hinweis an die USA hin-
sichtlich ihrer verfehlten Politik sehen.

In der innenpolitischen Auseinan-
dersetzung scheinen radikale islamis-
tische Gruppen den Diskurs zu be-
stimmen, weil sie sich besonders laut-
stark zu Wort melden. Ihre Demons-
trationen in Jakarta sind mit einigen

Tausend Teilnehmern aber unbedeu-
tend und nicht repräsentativ für die
Stimmung der breiten Bevölkerung.
Der Ruf nach Abbruch der Beziehun-
gen zu den USA ist politische Rheto-
rik, ohne Echo in der Exekutive. Die
antiamerikanischen Slogans greifen
hauptsächlich die weit verbreitete Un-
zufriedenheit und Kritik an der frag-
würdigen Sanierungspolitik von IWF
und Weltbank auf. Wichtig sind die
kleinen militanten islamistischen
Gruppen trotzdem, da sie enge Ver-
bindungen zu Teilen des Militärs und
Mitgliedern der ehemaligen Suharto-
Bürokratie unterhalten. Die bekann-
teste unter ihnen, Laskar Dschihad,
erhält logistische,finanzielle und Aus-
bildungshilfe des Heeres und wurde
erstmals Anfang 2000 in den Konflik-
ten in Ambon und den Nordmoluk-
ken eingesetzt. Daraus entwickelte
sich einer der folgenreichsten Regio-
nalkonflikte Indonesiens.

Seither haben islamistische Grup-
pen und Milizen eine unheilvolle Rolle
bei der Unterminierung des staatli-
chen Gewaltmonopols gespielt.Laskar
Dschihad ist, ähnlich den Taliban und
der Hamas in Palästina, ein Geschöpf
des Sicherheitsapparats, der mit Hilfe
militanter, islamistischer Gruppen po-
litische Ziele verfolgt. Das islamische
Etikett wird als nützliches Attribut
zum Nachteil der muslimischen Ge-
meinde politisch missbraucht.

Pakistan

In Pakistan setzte der Präsident mit
seinem eindeutigen Bekenntnis zur
Antiterrorstrategie der USA gegen
den Nachbarn Afghanistan und die
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regierenden Taliban seine Regierung
einer Zerreißprobe aus. Zwar konnte
er damit die lange Isolierung seines
Landes überwinden und internatio-
nale Finanzhilfen sicherstellen. Diese
Haltung bot aber islamistischen
Gruppen und Verbündeten der Tali-
ban eine offene Angriffsflanke. Innen-
politisch schafft die Allianz mit den
Vereinigten Staaten zunächst mehr
Probleme, als sie lösen kann. Das be-
trifft die langjährigen Beziehungen
und Interessen des pakistanischen
Militärs in Afghanistan ebenso wie
den schwelenden Konflikt um Kasch-
mir, der in den vergangenen Monaten
erneut eskalierte.

Da weder die Lösung des Kasch-
mir-Konflikts noch die dauerhafte Al-
lianz mit Pakistan langfristige strate-
gische Ziele der Vereinigten Staaten
sind, wird sich erst erweisen müssen,
ob die internationale Unterstützung
für Musharraf in Art und Umfang eine
ausreichende Antwort auf die innen-
politischen Herausforderungen sein
kann. Musharraf selbst lässt, wie seine
Rede vom 12. Januar 2002 zeigt, kei-
nen Zweifel an seiner Lösungsstrate-
gie.5 Im Grundsatz kommt er auf die
schon von Jinnah befürwortete Opti-
on eines pakistanischen nationalen
Einheitsstaats mit religiösem Pluralis-
mus zurück und wendet sich damit
von der islamistisch geprägten Ideo-
logie seiner Vorgänger ab. Konkret
geht es ihm dabei um die Eindäm-
mung von kommunalistischer Gewalt
und um die Errichtung bzw. Stärkung
des staatlichen Gewaltmonopols.
Auch damit provoziert er den Wider-
stand jener islamistischen Kräfte, die
einen Verlust der politischen Errun-

genschaften der letzten 50 Jahre be-
fürchten.

Missbrauch 
von Religion

Die islamistischen Bewegungen in
Pakistan und Indonesien sind in-

nenpolitische Phänomene, die aus der
spezifischen Situation ihrer Länder
entstanden sind und deren politische
Stoßrichtung nach innen gerichtet ist.
Die den militant-islamistischen Grup-
pen in Südostasien nachgesagten in-
ternationalen Beziehungen zum Netz-
werk der Al Khaïda6 sind jüngeren Ur-
sprungs und bisher kaum stichhaltig
belegt.7

Die innenpolitische Handlungs-
fähigkeit und Stabilität der Regierun-
gen Pakistans und Indonesiens in der
weiteren Auseinandersetzung mit is-
lamistischen Oppositionsgruppen
hängt von der Glaubwürdigkeit der
vom Westen und vor allem von den
USA gesetzten politischen und mora-
lischen Maßstäbe ab. Ein opportunis-
tisches Lavieren zwischen Bestrafung
und Unterstützung der Regierungen
muslimischer Länder führt zu Miss-
trauen und Entfremdung. Islamisti-
schen Gruppen und der politischen
Opposition stößt diese Doppelzün-
gigkeit bitter auf,die den Legitimitäts-
anspruch dieser Regierungen beschä-
digt und destabilisiert.

Eine weitere Konsequenz ist die
pauschale Verdächtigung von Islamis-
ten als Terroristen. Unter dem Vor-
wand einer internationalen Strategie
gegen den Terrorismus wird in den
Ländern Asiens der militärische und
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polizeiliche Druck auf politische, kul-
turelle und ethnische Minderheiten
verstärkt. Dies gilt für China genauso
wie für Indonesien. Die indonesische
Armee – ermutigt durch das allgemei-
ne politische Klima – sucht in der Aus-
einandersetzung mit der Befreiungs-
bewegung „Free Aceh Movement“
(GAM) in der Provinz Aceh wieder
offensiv eine militärische Lösung des
Konflikts.

Die Ankündigung, der Führer der
Laskar Dschihad wolle Aceh besu-
chen, wird von dortigen Beobachtern
als der Versuch des Militärs gewertet,
den Kampf der GAM durch eine As-
soziierung mit dieser militanten
Gruppe und ihren angeblichen Ver-
bindungen zu Al Khaïda zu diskredi-
tieren. Der Islam wird hier als ein po-
litisches Instrument in einem Kon-
flikt benutzt, in dem es nicht um Reli-
gion und Glaube, sondern um
politische Macht und ökonomische
Ressourcen geht.

Die internationale Strategie gegen
den Terrorismus wird für eine natio-
nalistische Politik und die Unterdrü-
ckung von Oppositionsbewegungen
missbraucht. Dabei führt internatio-
nale militärische und polizeiliche Zu-
sammenarbeit zu einer Stärkung des
Sicherheitsansatzes in den betroffenen
Ländern,der in aller Regel mit der Ver-
letzung der Menschenrechte einher-
geht und die Position des Militärs
stärkt. In vielen Ländern stellen die
Streitkräfte aber ein wesentliches Hin-
dernis für eine Demokratisierung dar.
Letztlich werden damit politische und
ökonomische Strukturen stabilisiert,
durch die ein Klima für eine islamisti-
sche Opposition und Militanz gerade
erst geschaffen wird. Die islamischen
Gemeinschaften dieser Länder Asiens
befinden sich im Spannungsfeld zwi-
schen dem politischen Missbrauch
ihrer Religion und ihrer eigenen ernst-
haften Suche nach einer gerechten und
islamisch verantworteten Gesellschaft.
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